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Dr. WERNER STRASBERG, Vizepräsident des Obersten Gerichts

Die Anwendung des Zivilgesetzbuchs in der Rechtsprechung — 
ein Beitrag zur Verwirklichung der Hauptaufgabe
Im Bericht des Zentralkomitees der SED an den
IX. Parteitag hob Genosse Erich H o n e c k e r  das am
1. Januar 1976 in Kraft getretene neue Zivilgesetzbuch 
als ein hervorragendes Beispiel für den Ausbau unse­
rer sozialistischen Rechtsordnung hervor./l/ Er hatte 
bereits auf der 13. Tagung des Zentralkomitees der 
SED auf die Bedeutung des Zivilgesetzbuchs als der 
ersten geschlossenen Regelung des sozialistischen Zivil­
rechts in der DDR und als Verkörperung der progres­
siven Prinzipien unserer sozialistischen Staats- und 
Rechtsordnung hingewiesen und in diesem Zusammen­
hang betont, daß das Zivilgesetzbuch seinem Gegen­
stand und seiner Zielsetzung nach eng mit der Haupt­
aufgabe verknüpft ist und seine Regelungen der konti­
nuierlichen Erhöhung des materiellen und kulturellen 
Lebensniveaus der Bürger dienen./2/
Das neue Zivilgesetzbuch ist nunmehr seit über einem 
Jahr in Kraft. Obwohl der relativ kurze Zeitraum sei­
ner Anwendung selbstverständlich noch keine umfas­
sende Einschätzung seiner Wirksamkeit zuläßt, ist es 
doch möglich und notwendig, die vorliegenden prakti­
schen Erfahrungen verallgemeinernd zu analysieren 
und Schlußfolgerungen für die weitere Arbeit mit die­
sem Gesetz, für seine konsequente Verwirklichung ent­
sprechend seinem Grundanliegen zu ziehen.
Davon ausgehend und soweit es um die in der Recht­
sprechung gesammelten Erfahrungen der Gerichte 
geht, hat sich das Oberste Gericht auf seiner 2. Plenar­
tagung am 22. Dezember 1976 mit Erfahrungen und 
Fragen der Anwendung des Zivilgesetzbuchs bei der 
Sicherung der Rechte der Bürger und der Unterstüt­
zung bei der Erfüllung der Hauptaufgabe beschäftigt. 
Den Schwerpunkt dieser Beratung des Plenums bilde­
ten Fragen der wirksamen Anwendung des Miel-, 
Kauf- und Dienstleistungsrechts. Diese Fragen betref­
fen solche Regelungskomplexe des neuen Zivilrechts, 
die in besonders enger Verbindung mit der Durchfüh­
rung der Hauptaufgabe in ihrer Einheit von Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik stehen, nämlich das Woh­
nungsbauprogramm und die Gebiete der Konsum­
güterproduktion, des Handels und der Dienst­
leistungen.
Die Plenartagung war durch Untersuchungen der 
Praxis der Gerichte in mehreren Bezirken und durch
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Beratungen mit Werktätigen vorbereitet worden. Diese 
Untersuchungen waren verbunden mit der Überprü­
fung der Anwendung der gleichzeitig mit dem Zivil­
gesetzbuch in Kraft gesetzten neuen Zivilprozeßord­
nung, durch die das gerichtliche Verfahren in Überein­
stimmung mit dem erreichten Stand unserer gesell­
schaftlichen Entwicklung und abgestimmt mit den 
grundlegenden Veränderungen des Zivilrechts qualita­
tiv neu geregelt wurde.
Über die Ergebnisse der Untersuchungen und die dar­
aus abzuleitenden Schlußfolgerungen zur weiteren Ge­
währleistung der Einheitlichkeit und Wirksamkeit der 
Anwendung des ZGB in der Rechtsprechung lag dem 
Plenum ein Bericht des Präsidiums des Obersten Ge­
richts zur Beratung vor. Besondere Beachtung fand 
dabei die Auswertung von Vorschlägen und Hinweisen 
zur weiteren wirksamen Anwendung des neuen Zivil­
rechts, die von den Werktätigen seit dem IX. Parteitag 
der SED und besonders in der Wahlbewegung unter­
breitet worden waren. Diese Vorschläge und Hinweise 
bezogen sich vor allem auf die Förderung der Initiati­
ven der Werktätigen in der sozialistischen Produktion, 
auf die Erhaltung des Wohnraums, auf die ständige 
Verbesserung der Wohnbedingungen sowie der Bedin­
gungen im Bereich des Handels und der Dienst­
leistungen.
Im folgenden soll auf Feststellungen im Bericht des 
Präsidiums und wesentliche Ergebnisse der Beratung 
näher eingegangen werden.

Verstärkung der gesellschaftlichen Wirksamkeit 
der Zivilrechtsprechung
Die Untersuchungen der Praxis auf den erwähnten Ge­
bieten haben bestätigt, daß sich das Zivilgesetzbuch, 
das ein anhaltend großes Interesse der Bürger findet, 
in seiner Anwendung im täglichen Leben voll bewährt. 
Seine Grundsätze und Regelungen werden durch die 
Bürger und Betriebe in wachsendem Maße bei der Ge­
staltung der vom Zivilrecht geregelten Beziehungen 
eigenverantwortlich und wirksam angewendet und tra­
gen dazu bei, das Vertrauensverhältnis der Bürger zum 
sozialistischen Staat weiter zu festigen und die sozia­
listische Gesetzlichkeit wirksamer zu gewährleisten. 
Das spiegelt sich auch in der Arbeit der Gerichte wider, 
bei denen die Zahl der Verfahren zur Lösung von 
Rechtskonflikten gering ist. Die Untersuchungen der 
Rechtsprechung haben gezeigt, daß die Gerichte in
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